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Die Affäre um Valérie Dittli geht
in eine neueRunde:Nachdemder
WaadtländerMitte-Politikerin im
März die Verantwortung über
das Finanz- und Steueramt ent-
zogen worden ist, soll nun eine
StrafuntersuchungwegenAmts-
missbrauchs gegen die Staats
rätin eingeleitet werden. Dittli
wird vorgeworfen, sie habe Steu-
erveranlagungenvonvermögen-
den Steuerzahlern, die bis 2021
von fehlerhaften Steuerberech-
nungen profitiert hätten, illegal
annullieren wollen.

Laut einerMitteilung der kan-
tonalen Staatskanzlei hat sie den
Antrag der Staatsanwaltschaft
zurKenntnis genommenund be-
grüsst eine Untersuchung. Für
sie gelte die Unschuldsvermu-
tung, heisst es weiter, sie werde
sich nicht zu den laufenden Er-
mittlungen äussern.Das Büro des
Grossen Rates muss die Unter
suchung noch per Abstimmung
genehmigen. Das soll in den
nächsten Tagen geschehen.

Im März hatte ein externer
Bericht des ehemaligen Neuen-
burger SP-Ständerats und Ex-
Präsidenten des Bankrats der
Nationalbank Jean Studer hohe
Wellen geschlagen – die Mitte-
Staatsrätin hatte die Untersu-
chung selbst gewünscht und ini
tiiert: Dittli war von Studer nicht
nur die illegale Annullation von
Steuerveranlagungenvorgewor-
fen worden, sondern auch eine
Verletzung des Amtsgeheimnis-
ses. Diesen Vorwurf hatte die
Staatsrätin von Anfang an als
«falsch» zurückgewiesen. Laut
der Mitteilung der Staatskanzlei
begrüsst die ehemalige Finanz
direktorin und jetzige Vorstehe-
rin derAbteilung fürNachhaltig-
keit, Klima undDigitales dieTat-
sache, dass dieserVorwurf in der
Strafuntersuchung kein Thema
mehr zu sein scheint.

Mitte-Partei steht weiterhin
hinter Dittli
Die Staatsanwaltschaft stützt sich
nicht nur auf den externen Be-
richt von Studer, sondern auch
auf jenen des ehemaligen Präsi-
denten des Genfer Rechnungs-
hofs François Paychère: Der ex-
terne Experte war im Juni vom
Staatsrat beauftragtworden, eine
Untersuchung zur Anwendung
der Steuerrabatte fürReiche vor-
zulegen. Daraus war hervorge-
gangen, dass die kantonale Steu-
erverwaltung ihre eigeneGesetz-
gebung über 13 Jahre lang falsch
angewendet hatte, was zu einer
erheblichen und unrechtmässi-
gen Steuersenkung für einige der
vermögendsten Steuerzahler des
Kantons geführt hatte.

In derMitteilung der Staatskanz-
lei, die sichwie ein persönliches
PlädoyervonDittli liest, heisst es,
diese habe Licht ins Dunkel brin-
genwollen.DieMitte-Politikerin
sei überzeugt, stets im Interesse
des Kantons und der Gleichbe-
handlung der Steuerzahler ge-
handelt zu haben.

Die Waadtländer Mitte-Par-
tei steht weiterhin hinter Dittli.
Michele Mossi, Lausanner Mit-
te-Vorstandsmitglied, sagt, die
Partei habe vollstes Vertrauen
in Dittli und sei überzeugt, die-
se habe im öffentlichen Inter-
esse und nach dem Prinzip der
Gleichbehandlung aller Steuer-
pflichtigen und insbesondere der
Anwendung der gleichenVeran-
lagungsregeln im selben Steuer-
jahr gehandelt. Ausserdem habe
der angebliche Antrag auf Aus-
setzung der Besteuerung durch
Dittli keine negativen Auswir-
kungen auf die Staatsfinanzen
oder die Steuerzahler gehabt, da
die Veranlagungen nicht geän-
dert worden seien.

DieWaadtländerFDP-Präsidentin
Florence Bettschart-Narbel wie-
derum gibt sich im Namen ihrer
Partei, die drei der sieben Staats-
räte stellt, zurückhaltend: Die Er-
öffnung der Strafuntersuchung
habe man zur Kenntnis genom-
men, man wolle sich nicht wei-
terdazu äussern.Die Justizwerde
ihre Arbeit machen.

Der kantonale SP-Präsident
Romain Pilloud – die Partei hat
zwei gewählte Vertreterinnen in
derRegierung – betont denNut-
zen des Berichts, den der Staats-
rat Anfang des Jahres bei Jean
Studer in Auftrag gegeben hat-
te: «Das zeigt, dass der Studer-
Bericht Elemente hervorgeho-
ben hat, die die Staatsanwalt-
schaft als ausreichend erachtet,
um eine Strafuntersuchung ein-
zuleiten.» Man sei weit entfernt
von einer angeblichen Hetzjagd
gegen Valérie Dittli.

Jérôme Cachin und
Dominique Botti

Aus dem Französischen
übersetzt von Marina Galli

Strafuntersuchung gegen
Valérie Dittli angekündigt
Steueraffäre Waadt Die Mitte-Staatsrätin
soll ihr Amt missbraucht haben.

«Uns bleibt keine Wahl, als zu demonstrieren»: Julia Bogdan, Co-Präsidentin des Verbands der Schweizer Studierendenschaften. Foto: Urs Jaudas

Sabrina Bundi

460 Millionen Franken will die
Landesregierung imBereich Bil-
dung, Forschung und Innovation
einsparen. Auch die Studieren-
den sollen ihren Teil dazu bei-
tragen, indem sie ab 2027 mehr
Studiengebühren bezahlen. Stu-
dierende aus dem Inland sollen
doppelt so tief in dieTasche grei-
fenmüssen, für Studierende aus
dem Ausland wird das Studium
sogar viermal so teuer.

So nicht, finden die Studie-
renden – und gehen auf die
Strasse. In Bern findet heute
Abend eine Demonstration statt.
Julia Bogdanwird ihr Plakat mit
derAufschrift «Bildung darf kein
Luxus sein» in die Höhe halten.
Sie ist 26 Jahre alt, Co-Präsiden-
tin des Verbands der Schweizer
Studierendenschaften (VSS), stu-
diert Cyber Security im Master
an der ETH und bezahlt pro Jahr
1460 Franken Studiengebühren.

Frau Bogdan,wie finanzieren
Sie Ihr Studium?
Als Präsidentin des VSS, ein
40-Prozent-Job, verdiene ich
1100 Franken pro Monat. Und
ich bin in der privilegierten Po-
sition, dass meine Eltern mich
unterstützen.

Wenn Sie nunmehr Studien
gebühren zahlenmüssten,wie
würden Sie das finanzieren?
Mit dem Lohn kann ich knapp
meine Miete undmeine Lebens-
kosten bezahlen. Ichmüsste ver-
suchen, noch mehr zu arbeiten,
oder meine Eltern ummehr Un-
terstützung bitten. Rund 70 Pro-
zent der Studierenden arbeiten
übrigens Teilzeit. Viele von ih-
nenwerdenmehr arbeitenmüs-
sen, wenn die Gebühren höher
werden, und ihre Studiendau-

erwird sich dadurch verlängern.
Das hat derBundesratwohl nicht
bedacht. Denn einerseits will er,
dass Studierende nicht ewig an
derUni sind, andererseits schafft
er mit den höheren Studienge-
bühren zusätzliche Hürden.

1460 Franken pro Jahr, das ist
günstig imVergleich zu
britischen und amerikanischen
Uniswie Oxford oderHarvard,
wo die Gebühren 20’000 bis
50’000 Dollar kosten können!
Zum Glück. Wir wollen nicht,
dass wir uns wie in den USAmit
absurd hohenBeträgenverschul-
den müssen, um unser Studium
abschliessen zu können.DerVer-
gleich mit den Elite-Unis in den
USA und Grossbritannien ist so-
wieso schwierig. Es läge näher,
uns mit Unis im nahen Ausland
wie beispielsweise der Techni-
schen Universität München zu
vergleichen.Dortwerden garkei-
ne Studiengebühren erhoben.

Die ETH steht in einem
Ranking auf Platz 11weltweit,
unter lauter Elite-Unis aus
Grossbritannien und den USA.
Es geht nicht nur um eine Erhö-
hung der Gebühren an der ETH,
sondern an allen SchweizerUnis.
UndwennwirunsereTalentewe-
gen derhöherenGebühren an an-
dere Unis verlieren, dann nicht

an Oxford, sondern an Unis in
Deutschland und Österreich.

Drei Viertel der Studierenden
kommen aus akademischen
Haushalten – Familien, die
sich höhere Gebühren leisten
könnten. Für die anderen gibt
es Stipendien. Reicht das nicht?
Das Stipendienwesen kommt
jetzt schon an seine Grenzen.
Nurvier Prozent der finanziellen
Mittel der Studierenden kommen
aus dem Stipendientopf. Wenn
man die Studiengebühren er-
höht, müsste man auch die Sti-
pendien erhöhen, aber davon ist
bislang noch nicht die Rede.

Sie sagen:Wir haben einen
öffentlichen Bildungsauftrag,
also soll auch das Studium
öffentlich finanziert werden.
Gilt das auch für ausländische
Studierende?
Ja. Denn diese bereichern un-
sere Hochschulen. Bildung lebt
davon, dass Menschen mit ver-
schiedenen Hintergründen zu-
sammenkommen.Undman darf
nicht vergessen, dasswir für ihre
Grundausbildung nicht bezahlt
haben, viele aber dann in der
Schweiz leben und Steuern zah-
len.Wir schöpfen alsoTalente ab,
die uns nachher etwas bringen.

Kritische Stimmen fordern,
dassmit Steuergeldern nicht
die Ausbildung vonAusländern
bezahltwerden soll.Warum
sollen sie nicht zugunsten der
Einheimischenmehr zahlen?
Die Solidarität spricht dagegen.
Wir riskieren, diese Studieren-
den zu verlieren, wenn wir für
sie die Gebühren ins Unermess-
liche erhöhen. Denn es trifft si-
cher nicht auf alle zu, dass sie
sich locker auch das Vierfache
an Studiengebühren leisten kön-

nen. Ich kenne viele, die froh
sind, dass sie ihr Studium noch
vor 2027 abschliessen können,
weil sie es sich dann nicht leis-
ten könnten, fertig zu studie-
ren. An der ETH, wo die Gebüh-
ren für Bildungsausländer und
Bildungsausländerinnen bereits
erhöht wurden, überlegen sich
viele, den Master an einer ande-
ren Universität zu machen.

Aber die ETH kämpft dochmit
Geldproblemen…
…diesewärenmit dermassen hö-
heren Gebühren für Ausländer
noch lange nicht gelöst. Die Ein-
nahmen derETH aus Studienge-
bührenmachenheute gerademal
zwei Prozent des Budgets aus.

Der Bundesratwill eine
stärkere Nutzerfinanzierung.
Siewerden auf demArbeits-
markt vom Studium profitieren.
Deswegen sollten alle die Mög-
lichkeit bekommen, zu studie-
ren, nicht nur die Vermögenden.
Es tut mir weh, wenn ich daran
denke, dass unsere Unis Men-
schen verlieren könnten, die ei-
nes Tages ein Heilmittel gegen
Krebs erfunden hätten.

Sie haben Karin Keller-Sutter
eingeladen, ihre Petition
entgegenzunehmen.
Sie hat uns leider nicht geant-
wortet. Wir werden die Petition
nun an die parlamentarischen
Dienste übergeben.Undwirwol-
len uns trotzdemGehörverschaf-
fen, immerhin hat derBundesrat
über den Kopf der Studierenden
und Universitäten hinweg ent-
schieden.Auch auf die vielen Ein-
sprüche während der Vernehm-
lassung hat die Landesregierung
keine Rücksicht genommen.Uns
bleibt also keine andereWahl, als
zu demonstrieren.

«Ich kann knappmeine
Lebenskosten bezahlen»
Präsidentin aller Studierenden Der Bundesrat will die Studiengebühren verdoppeln. Können
sich das Studierende leisten? Julia Bogdanmeint: Nein – und wird auf die Strasse gehen.

«Wir wollen nicht,
dass wir unswie in
den USAmit absurd
hohen Beträgen
verschulden
müssen.»

Pädophilie-Vorwurf Ein im Herbst
2023 wegen Verdachts auf sexu-
elle Handlungen mit Kindern
festgenommener ehemaliger
Aargauer SVP-Grossrat bleibt
weiterhin in Untersuchungshaft.
Das Zwangsmassnahmengericht
hat diese bis Ende März 2026
verlängert. Dies bestätigte die
Staatsanwaltschaft auf Anfrage.
Zum Stand des Verfahrens und
zu den Vorwürfen machte die
Staatsanwaltschaft keine weite-
ren Angaben. Bei einer Anklage-
erhebung dürfte entsprechend

informiert werden. Die Staats
anwaltschaftwird aberwohl eine
längere Freiheitsstrafe bean
tragen. Denn gemäss Strafpro-
zessordnung darf eine Untersu-
chungshaft grundsätzlich nicht
länger dauern als die zu er
wartende Freiheitsstrafe. An-
dernfalls müsste der Mann ent-
schädigt werden. Das frühere
Mitglied des Aargauer Kantons-
parlaments, das nach seinerVer-
haftung zurücktrat, sitztmittler-
weile seit zwei Jahren in Unter-
suchungshaft. (SDA)

Ehemaliger Aargauer SVP-Grossrat
bleibt weiter in Untersuchungshaft

Laut einer
Mitteilung
der Staatskanzlei
begrüsst Dittli
eine Untersuchung.
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Iwan Städler

Das knappe Ja zur E-ID hat es
erahnen lassen: Das Vertrauen
in Bundesrat und Parlament ist
angeschlagen. Jetzt zeigt unsere
Umfrage mit rund 15’000 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern:
Es ist sogar so gering wie noch
nie, seit Tamedia und «20Minu-
ten» danach fragen.

Lediglich ein knappes Drittel
(32 Prozent) ist derzeit mit der
Arbeit des Gesamtbundesrats zu-
frieden. Zwei Drittel (67 Prozent)
sind unzufrieden. Beim Parla-
ment sieht es nicht viel besser
aus.DieArbeit vonNational- und
Ständerat befriedigt nur 36 Pro-
zent. ImVergleich zur letzten Be-
fragung zurZufriedenheit vor ex-
akt zwei Jahren entspricht dies
beimParlament einemEinbruch
um 6 Prozentpunkte.

Gegenüber demBundesrat ist
die Zufriedenheit garum spekta-
kuläre 17 Prozentpunkte gefal-
len. Sie sinkt allerdings bereits
seit 2022. Zuvor hatte sie vor al-
lemwährend derPandemiejahre
zugenommen.

Debakel beim F-35-Kauf
und Trumps Zölle
Unzufrieden sind insbesondere
dieWählerinnen undWähler der
Grünen, der SVPund der SP. Un-
ter ihnen gibtmaximal einViertel
an, es sei mit der Arbeit des Ge-
samtbundesrats zufrieden. Man
liegt aber wohl nicht falsch mit
der Annahme, dass dies bei der
SVP-Basis aus anderen Gründen
der Fall ist als bei den Linken.
Mehrheitlich zufrieden sind ein-
zig dieWählerinnen undWähler
der FDP – mit 62 Prozent.

Im Vergleich zu den Werten
für den Gesamtbundesrat un-
terscheiden sich jene fürs Par-
lament nicht stark. Auch dieses
ärgert vor allem die Sympathi-
santen von SP, SVP und Grünen.
Nebst den Freisinnigen (61 Pro-
zent) sind hier aber auch die
Mitte-Wähler mehrheitlich zu-
frieden (53 Prozent).

Fragt sich bloss:Warumbricht
das Vertrauen derart ein? Für
Lucas Leemann, der die Um-
frage mit seiner Firma Leewas
durchgeführt hat, ist dies nicht
verwunderlich. Er sieht die Ur-
sachen vor allem in zwei Er-
eignissen. Erstens im Debakel
beimF-35-Kauf: «Da konnteman
den Eindruck erhalten, dass der
Bund ein solches Riesengeschäft
nicht sauber regeln kann und
nicht einmal weiss, was er beim
Preis genau abgemacht hat», sagt
Leemann.

Hinzu kamen – zweitens –
die hohen US-Zölle. Nach ei-
nemmisslungenenTelefonat von
Karin Keller-Sutter mit Donald
Trump verhängte dieser gegen-
über der Schweiz einen Zollsatz
von 39 Prozent, während die EU
mit 15 Prozent davonkam. «Wie
weit hier die Bundespräsidentin
und den Gesamtbundesrat eine
Schuld trifft, sei dahingestellt»,
sagt Leeman. «Aber dasVertrau-
en wurde dadurch nicht positiv
beeinflusst.»

Das Telefonat mit Trump hat
die Beliebtheit von Keller-Sut-
ter (FDP) einbrechen lassen. Das
widerspiegelt sich in ihrer Bun-
desratsnote. Diese habenwir für
alle Regierungsmitglieder erho-
ben. Die Skala reicht wie bei
den Schulnoten von 6 (sehr gut)

bis 1 (sehr schwach). In der Ver-
gangenheit vermochte sich die
St. Gallerin meist oben im Bun-
desratsranking zu platzieren.
Ihre Noten waren relativ kon-
stant, und zuweilen lag sie als
Einzige im genügenden Bereich.

Jetzt aber ist sie getaucht –
von 4,08 im vergangenen Feb-
ruar auf neu 3,51. Der Grund da-
für liegt auf der Hand: Die ver-
hängnisvollen 34 Minuten am

Vorabend des 1. August mit dem
US-Präsidenten. «Karin Keller-
Sutter kamauchmedial nicht gut
weg», sagt Lucas Leemann.«Haf-
ten blieb das Narrativ der Ober-
lehrerin. Donald Trump hat dies
noch verstärkt mit seinerAussa-
ge, die Schweizer ‹Premierminis-
terin› habe nicht gut zugehört.»

Der Popularität von Guy Par-
melin (SVP) ist das Debakel bei
den US-Zöllen dagegen nicht
abträglich – obwohl sein Wirt-
schaftsdepartement eigentlich
für die Zollverhandlungen mit
den USA zuständig ist. Das Te-
lefonat aber führte die Bundes-
präsidentin. Parmelin stellte sich
hinter sie und versuchte, den
Schaden zu beheben – vorläu-
fig noch ohne Erfolg. Aber sei-

ne Beliebtheit ist sogar leicht ge-
stiegen. DerWirtschaftsminister
steigert sich von 3,81 auf 3,84,
während seine Kolleginnen und
Kollegen zurückfallen.

Interessant ist auch, vonwem
Parmelin die höchstenNoten er-
hält. Nicht etwa von den Sympa-
thisanten seiner SVP. Während
alle anderenBundesrätinnenund
Bundesräte bei der eigenen Par-
teibasis ammeisten punkten, er-
hält derWirtschaftsminister von
den Freisinnigen ammeistenAp-
plaus. Dort kommt er auf einen
Schnitt von 4,36 – weit mehr als
der freisinnige Bundesrat Igna-
zio Cassis. Bei der eigenen Par-
teibasis muss sich Parmelin mit
durchschnittlich 4,17 begnügen.

Das reicht für den zweiten
Platz im Bundesratsranking.
Ganz oben thront der Neuling
Martin Pfister (Mitte). Das ist
nicht unüblich. Meist starten die
neuen Bundesräte mit einem
Startbonus. «Kommt hinzu, dass
sich Pfister als pragmatischer
Macher eingeführt hat, der dyna-
misch vomPanzer springt», sagt
Leemann. «Interessant wird es,
wenn im Verteidigungsdeparte-
ment schwierige Entscheide fäl-
lig werden.»

Einbruch bei Cassis noch
grösser als bei Keller-Sutter
Dann könnte Pfister dasselbe
Schicksal ereilen wie Beat Jans
(SP).Auch dieser startete imBun-
desranking ganz oben und ist
jetzt bereits auf dem drittletz-
ten Platz angelangt. Dabei hilft
ihm sein Departement nicht: Als
Justizminister ist er für die Asyl-
politik zuständig, mit der man
sich in der Regel nicht sehr be-
liebtmacht.Vor allembei der SVP
kommt Jans mit einem Schnitt

von 2,29 schlechtweg. Insgesamt
reicht es für eine Durchschnitts-
note von 3,31.

Dahinter liegen nur noch Eli-
sabeth Baume-Schneider (SP)
und Ignazio Cassis (FDP). Die
Jurassierin hatte sich nach ihrem
Wechsel vom Justiz- ins Innende-
partement etwas steigern kön-
nen, ist jetzt aberwieder zurück-
gefallen. Das könnte auch damit
zusammenhängen, dass der Ge-
samtbundesrat generell an Ver-
trauen verloren hat.

Dies gilt auch für Ignazio Cas-
sis. Wobei sein Einbruch grös-
ser ist als bei allen anderen Bun-
desrätinnen und Bundesräten –
auch grösser als bei Keller-Sutter.
Nicht einmal die eigene Parteiba-
sis gibt ihm im Schnitt eine ge-
nügendeNote (3,87).Und bei der
SP, der SVP und bei den Grünen
kommt ernicht einmal auf eine 3.

AuchAlbert Röstimuss bei der
SPund denGrünen unten durch.
Bei Letzteren kommt er gar nur
auf einen Schnitt von 1,95. Umso
besser schneidet der Berner bei
seiner eigenen SVP-Basis und
bei der FDP ab (4,69 respektive
4,58). Kein anderer Bundesrat
polarisiert derart stark wie Rös-
ti mit seinem klaren undmacht-
bewussten Kurs.

Ginge es nach den 14’775 Be-
fragten, könnten die amtieren-
den Bundesratsmitglieder nicht
darauf vertrauen, so lange wei-
terregieren zu dürfen, wie sie
möchten.Der eine oderdie ande-
remüsstemit einerNichtwieder-
wahl rechnen, falls sich aufgrund
derParlamentswahlen eine neue
parteipolitische Zusammenset-
zung aufdrängt.

Nur 33 Prozent finden, eine
neue Zusammensetzung solle
erst nach regulären Rücktritten

von amtierenden Bundesrats-
mitgliedern erfolgen. 57 Prozent
wollen den Wechsel auch mit
einer Nichtwahl von Bisherigen
ermöglichen. 10 Prozent enthal-
ten sich.

Einzig bei der FDP, die um ei-
nen ihrer beiden Bundesratssitze
zitternmuss, spricht sich eine re-
lativeMehrheit (46 gegen 44 Pro-
zent) fürdasVerschonenvon am-
tierenden Bundesräten aus. Die
Basis aller anderen Parteien sieht
dies grossmehrheitlich anders.

Nur 25 Prozent für heutige
Zusammensetzung
Wie aber würden die Befragten
die Landesregierung am liebs-
ten zusammensetzen?Auch diese
Daten wurden von Leewas nach
demografischen, geografischen
und politischen Variablen mo-
delliert. Es zeigt sich: Hinter der
parteipolitischen Zusammenset-
zung des Bundesrats stehen nur
25 Prozent der Befragten.

Wobei: Alle alternativen Mo-
delle sind noch unbeliebter. Am
meisten Zustimmung erhält die
Variante, in der die FDP einen
ihrer beiden Sitze an die Grü-
nen abtreten muss. Dieses Mo-
dell wird von 14 Prozent der Be-
fragten bevorzugt.

Auf je 11 Prozent kommenzwei
weitere Varianten: Der Wechsel
eines Sitzes von der FDP an die
Mitte und das Modell, in dem
sowohl die FDP als auch die SP
je einen Sitz zugunsten der Grü-
nen und derGrünliberalen abtre-
tenmüssen.Gewähltwird die Re-
gierung in derSchweiz abernicht
in Umfragen und auch nicht vom
Volk, sondern vom Parlament.
Und wie dieses künftig zusam-
mengestellt ist, wissen wir erst
am 24. Oktober 2027.

Keller-Sutter taucht im Bundesrats-Ranking
Schlechte Noten Die Zufriedenheit mit Bundesrat und Parlament ist auf ein Rekordtief gefallen. Warum bloss?
Nur Guy Parmelin hat trotzdem an Popularität zugelegt.

Karin Keller-Sutter – hier bei ihrer Wahl zur Bundespräsidentin – hatte lange respektable Noten. Foto: Matthias Spicher («20 Minuten»)

Zufriedenheit mit Bundesrat
und Parlament sinkt stark
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Keller-Sutter taucht, Pfister
startet mit Anfängerbonus
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«Haften blieb
das Narrativ
der Oberlehrerin.
Trump hat dies
noch verstärkt.»
Lucas Leemann
Politikwissenschaftler

Wie zufrieden sind Sie mit der
Arbeit des Gesamtbundesrats?
Angaben in Prozent
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Unzufrieden
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Umfragetage:
16. und 17. September.
Max. Stichprobenfehlerbereich:
± 6 Prozentpunkte.
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Umfrage in Zusammenarbeit mit
dem Institut Leewas

Für die FDP stimmts
für die Grünen weniger


